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Satzung 

über die Erhebung von Beiträgen für die

öffentliche Anlage zur zentralen Schmutz-

wasserbeseitigung des Eigenbetriebes

Kommunalservice Panketal

- Beitragssatzung -

Präambel

Aufgrund der §§ 2 und 3 der Kommunalverfassung des Lan-
des Brandenburg (BbgKVerf) vom 18. Dezember 2007 (GVBl.
I S. 286), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 16.
Mai 2013 (GVBl. I/13, Nr. 18) und der §§ 1,2 und 8 des Kom-
munalabgabengesetzes für das Land Brandenburg (KAG) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 31. März 2004 (GVBl.
I S. 174), zuletzt geändert durch Art. 4 des Gesetzes vom 16.
Mai 2013 (GVBl. I/13, Nr. 18) hat die Gemeindevertretung der
Gemeinde Panketal in ihrer Sitzung am 23.09.2013, fortge-
führt am 24.09.2013, die folgende Satzung beschlossen:
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§ 1

Allgemeines

Der Eigenbetrieb betreibt nach Maßgabe seiner Entwässe-
rungssatzung die öffentliche Anlage zur zentralen Schmutz-
wasserbeseitigung als rechtlich selbständige öffentliche Ein-
richtung (im Folgenden: öffentliche Schmutzwasserbeseiti-
gungsanlage genannt).

§ 2

Grundsatz

Zum teilweisen Ersatz des Aufwandes für die Herstellung und
Anschaffung der öffentlichen Schmutzwasserbeseitigungsan-
lage und als Gegenleistung für die durch die Möglichkeit der
Inanspruchnahme gebotenen wirtschaftlichen Vorteile erhebt
der Eigenbetrieb Anschlussbeiträge entsprechend nachfol-
gender Regelungen.

§ 3

Gegenstand der Beitragspflicht

(1) Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, die an die
öffentliche Schmutzwasserbeseitigungsanlage ange-
schlossen werden können oder angeschlossen sind und
für die
a) eine bauliche, gewerbliche oder vergleichbare sonsti-

ge Nutzung, bei der Schmutzwasser anfällt oder anfal-
len kann, festgesetzt ist, sobald sie bebaut oder ge-
werblich bzw. vergleichbar in sonstiger Weise genutzt
werden dürfen oder 

b) eine bauliche, gewerbliche oder vergleichbare sonsti-
ge Nutzung nicht festgesetzt ist, wenn sie nach der
Verkehrsauffassung Bauland sind und nach der geord-
neten baulichen Entwicklung der Gemeinde zur Be-
bauung, gewerblichen Nutzung oder vergleichbaren
sonstigen Nutzung anstehen.

(2) Wird ein Grundstück an die öffentliche Schmutzwasser-
beseitigungsanlage tatsächlich angeschlossen, so unter-
liegt es der Beitragspflicht auch dann, wenn die Voraus-
setzungen des Absatz 1 nicht vorliegen.

(3) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist unabhängig von
der Eintragung im Liegenschaftskataster und im Grund-
buch jeder zusammenhängende Grundbesitz desselben
Eigentümers, der eine selbständige wirtschaftliche Ein-
heit bildet.

§ 4

Beitragsmaßstab

(1) Maßstab für den Anschlussbeitrag ist die mit einem Nut-
zungsfaktor vervielfachte Grundstücksfläche.

(2) Als Grundstücksfläche gilt:
a) bei Grundstücken, die im Bereich eines Bebauungspla-

nes liegen, die gesamte Fläche, wenn für das Grund-
stück im Bebauungsplan bauliche, gewerbliche oder ei-
ne vergleichbare sonstige Nutzung festgesetzt ist;

b) bei Grundstücken, die teilweise im Bereich eines Be-
bauungsplanes, der für das Grundstück bauliche, ge-
werbliche oder eine vergleichbare sonstige Nutzung
festlegt, und mit der Restfläche innerhalb eines im Zu-
sammenhang bebauten Ortsteiles liegen, die Gesamt-
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fläche des Grundstücks; bei Grundstücken, die teilwei-
se im Bereich eines Bebauungsplanes, der insoweit
bauliche, gewerbliche oder eine vergleichbare sonsti-
ge Nutzung festlegt, und mit der Restfläche im Außen-
bereich liegen, die Fläche im Bereich des Bebauungs-
planes;

c) bei Grundstücken, für die kein Bebauungsplan besteht
und die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten
Ortsteils liegen (§ 34 BauGB), die Gesamtfläche des
Grundstücks, wenn sie baulich, gewerblich oder in ver-
gleichbarer sonstiger Weise nutzbar ist;

d) bei Grundstücken, die über die Grenze des im Zusam-
menhang bebauten Ortsteils hinausreichen, die Flä-
che im Bereich des im Zusammenhang bebauten
Ortsteils, wenn sie baulich, gewerblich oder in ver-
gleichbarer sonstiger Weise nutzbar ist;

e) bei Grundstücken, die über die sich nach lit. b) bis d)
ergebenden Grenzen hinaus bebaut, gewerblich oder
in vergleichbarer sonstiger Weise genutzt sind, die Flä-
che zwischen dem Leitungsgrundstück bzw. der dem
Leitungsgrundstück zugewandten Grundstücksseite
und einer Parallele hierzu, die in einer Tiefe verläuft,
die der übergreifenden Bebauung oder Nutzung ent-
spricht;

f) bei bebauten Grundstücken im Außenbereich (§ 35
BauGB) die Grundstücksfläche, die selbständig bau-
lich, gewerblich oder in vergleichbarer sonstiger Weise
genutzt werden kann.

g) bei Grundstücken im Außenbereich (§35 BauGB), für
die durch eine rechtsverbindliche Fachplanung (Plan-
feststellung, Betriebsplan oder ähnlicher Verwaltungs-
akt) eine der baulichen Nutzung vergleichbare Nut-
zung zugelassen ist, die Fläche des Grundstücks, auf
die sich die rechtsverbindliche Fachplanung bezieht,
wobei solche Flächen unberücksichtigt bleiben, die
abwasserrelevant nicht nutzbar sind.

(3) Die nach Abs. 2 ermittelte Fläche wird entsprechend der
Ausnutzbarkeit mit einem Nutzungsfaktor vervielfacht,
der im Einzelnen beträgt:
a) bei einer Bebauung mit einem Vollgeschoss 1,0
b) für jedes weitere Vollgeschoss weitere 0,25.

(4) Vollgeschosse im Sinne dieser Satzung sind alle oberirdi-
schen Geschosse, die über mindestens zwei Drittel ihrer
Grundfläche eine Höhe von mindestens 2,30 m haben.
Geschosse, die ausschließlich der Unterbringung haus-
technischer Anlagen dienen (Installationsgeschosse) gel-
ten nicht als Vollgeschosse.

Oberirdische Geschosse im Sinne dieser Satzung sind
alle Geschosse, deren Deckenoberkante im Mittel mehr
als 1,40 m über die Geländeoberfläche hinausragt. Hohl-
räume zwischen der obersten Decke und dem Dach, in
denen Aufenthaltsräume nicht möglich sind, gelten nicht
als Geschosse. Geländeoberfläche ist die natürliche Ge-
ländeoberfläche am Gebäude, soweit nicht gemäß § 9
Abs.2 BauGB oder in der Baugenehmigung eine andere
Geländeoberfläche festgesetzt ist.

(5) Als zulässige Zahl der Vollgeschosse gilt die nach dem
Bebauungsplan höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse
im Sinne des Abs. 4. Weist der Bebauungsplan statt der
Geschosszahl eine Baumassenzahl aus, gilt als Zahl der
Vollgeschosse in Gewerbe-, Industrie- und Sondergebie-
ten im Sinne von § 11 Abs. 3 Baunutzungsverordnung die
Baumassenzahl geteilt durch 3,7, in allen anderen Bau-
gebieten die Baumassenzahl geteilt durch 2,5. Ist nur die
zulässige Höhe der baulichen Anlage festgesetzt, gilt in
Gewerbe-, Industrie- und Sondergebieten im Sinne von

§ 11 Abs. 3 Baunutzungsverordnung die durch 3,7 und in
allen anderen Baugebieten die durch 2,5 geteilte höchst-
zulässige Baugebäudehöhe als Zahl der Vollgeschosse.
Bruchzahlen werden auf die nächste ganze Zahl abge-
rundet. Ist tatsächlich eine höhere als die nach den Sät-
zen 1-4 ermittelte Zahl der Vollgeschosse vorhanden
oder genehmigt, so ist diese zugrunde zu legen.

(6) Für Grundstücke innerhalb eines im Zusammenhang be-
bauten Ortsteils (§ 34 BauGB) und in Gebieten, für die
ein Bebauungsplan weder die Geschosszahl noch die
Höhe baulicher Anlagen oder die Baumassenzahl fest-
setzt, ist 
a) bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich

vorhandenen Vollgeschosse im Sinne des Abs. 4, min-
destens jedoch die Zahl der nach Maßgabe des § 34
BauGB oder – soweit dieser nicht einschlägig ist - der
sonstigen baurechtlichen Vorschriften zulässigen Voll-
geschosse im Sinne des Abs. 4,

b) bei unbebauten aber bebaubaren Grundstücken die
Zahl der nach Maßgabe des § 34 BauGB oder – so-
weit dieser nicht einschlägig ist - der sonstigen bau-
rechtlichen Vorschriften zulässigen Vollgeschosse im
Sinne des Abs. 4 

maßgebend.

(7) Bei bebauten Grundstücken im Außenbereich (§ 35
BauGB) richtet sich der Nutzungsfaktor nach der Zahl der
tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse im Sinne des
Abs. 4.

(8) Grundstücke, die bebaubar sind oder gewerblich bzw. in
vergleichbarer sonstiger Weise genutzt werden dürfen,
ohne dass eine Bebauung mit einem Vollgeschoss i.S.d.
Abs. 4 zulässig ist, gelten als mit einem Vollgeschoss be-
baubare Grundstücke. Tatsächlich bebaute oder gewerb-
lich bzw. vergleichbar in sonstiger Weise genutzte Grund-
stücke im Außenbereich, bei denen keine Bebauung vor-
handen ist oder die vorhandene Bebauung kein Vollge-
schoss i.S.d. Abs. 4 erreicht, gelten als mit einem Vollge-
schoss bebaute Grundstücke.

(9) Sind auf einem Grundstück bauliche Anlagen mit unter-
schiedlicher Geschosszahl zulässig oder vorhanden, ist
die höchste Zahl der Vollgeschosse maßgebend.

(10) Soweit sich die beitragspflichtige Grundstücksfläche ei-
nes Grundstücks nach Entstehen der sachlichen Bei-
tragspflicht vergrößert, unterliegen die zukommenden
Flächen der Beitragspflicht nach Maßgabe der Absätze 1
bis 9.

§5

Beitragssatz

Der Beitragssatz beträgt 3,02 EUR/m2 der mit dem Nutzungs-
faktor vervielfachten Grundstücksfläche.

§ 6

Beitragspflichtige

(1) Beitragspflichtig ist derjenige, der im Zeitpunkt des Erlas-
ses des Beitragsbescheides Grundstückseigentümer ist.
Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so
tritt an die Stelle des Eigentümers der Erbbauberechtigte.
Besteht für das Grundstück ein Nutzungsrecht, so tritt der
Nutzer an die Stelle des Eigentümers. Nutzer sind die in
§ 9 des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes vom
21.09.1994 (BGBl. I S. 2457) genannten natürlichen oder
juristischen Personen des privaten und des öffentlichen
Rechts. Die Beitragspflicht dieses Personenkreises ent-
steht nur, wenn zum Zeitpunkt des Erlasses des Beitrags-
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bescheides das Wahlrecht über die Bestellung eines Erb-
baurechts oder den Ankauf des Grundstücks gem. den
§§ 15 und 16 des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes
bereits ausgeübt und gegen den Anspruch des Nutzers
keine der nach dem Sachenrechtsbereinigungsgesetz
statthaften Einreden oder Einwendungen geltend ge-
macht worden sind; anderenfalls bleibt die Beitragspflicht
des Grundstückseigentümers unberührt.

(2) Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner.

§ 7

Entstehung der Beitragspflicht

(1) Die Beitragspflicht entsteht, sobald das Grundstück an
die betriebsfertige und aufnahmefähige öffentliche
Schmutzwasserbeseitigungsanlage angeschlossen wer-
den kann.

(2) In den Fällen des § 3 Abs. 2 entsteht die Beitragspflicht
mit dem tatsächlichen Anschluss des Grundstücks.

(3) Liegt der nach den Absätzen 1 und 2 maßgebliche Zeit-
punkt vor dem Inkrafttreten dieser Satzung, entsteht die
Beitragspflicht mit dem Inkrafttreten dieser Satzung.

§ 8

Vorausleistung

(1) Auf die künftige Beitragsschuld können Vorausleistungen
in Höhe von 50 % der endgültigen Beitragsschuld ver-
langt werden, sobald mit der Durchführung der Maßnah-
me begonnen worden ist. Unter Maßnahme wird die kon-
krete Einzelbaumaßnahme der im Investitionsplan für das
betreffende Wirtschaftsjahr beschlossenen Baumaßnah-
men verstanden.

(2) Für die Bestimmung des Vorausleistungspflichtigen gilt
§ 6 dieser Satzung entsprechend.

§ 9

Fälligkeit der Beitragsschuld

Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Bei-
tragsbescheides fällig. Das Gleiche gilt für die Vorausleistung
nach § 8.

§ 10

Ablösung

In den Fällen, in denen die Beitragspflicht noch nicht entstan-
den ist, kann die Ablösung durch Vertrag vereinbart werden.
Die Höhe des Ablösungsbetrages ist nach Maßgabe des in
§ 4 bestimmten Beitragsmaßstabes und des in § 5 bestimm-
ten Beitragssatzes zu ermitteln. Durch Zahlung des Ablö-
sungsbetrages wird die Beitragspflicht endgültig abgegolten.

§ 11

Auskunftspflicht

(1) Die Abgabenpflichtigen und ihre Vertreter haben dem Ei-
genbetrieb jede Auskunft zu erteilen, die für die Festset-
zung und Erhebung der Abgaben erforderlich ist. Auch
die Nutzungsberechtigten eines Grundstücks sind zur
Auskunft verpflichtet.

(2) Der Eigenbetrieb kann an Ort und Stelle ermitteln. Die
nach Abs. 1 verpflichteten Personen haben dies zu er-
möglichen und in dem erforderlichen Umfang Hilfestel-
lung zu leisten.

(3) Sind die geforderten Angaben und Nachweise nicht frist-
gerecht zu ermitteln, so werden die für die Erhebung not-
wendigen Daten geschätzt.

§ 12

Anzeigepflicht

Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück ist dem
Eigenbetrieb sowohl vom Veräußerer als auch vom Erwerber
innerhalb eines Monats anzuzeigen.

§13

Datenverarbeitung

Zur Ermittlung der Beitragspflichtigen und zur Festsetzung
und Erhebung der Beiträge nach dieser Satzung ist die Verar-
beitung folgender hierfür erforderlicher personen- und grund-
stücksbezogener Daten gemäß den Vorschriften des branden-
burgischen Datenschutzgesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 15. Mai 2008 (GVBl. I, S.114), zuletzt geändert
durch Art. 1 des Gesetzes vom 25. Mai 2010 (GVBl. I/10, Nr.
21) in seiner jeweils geltenden Fassung beim Eigenbetrieb zu-
lässig:

Grundstückseigentümer, Grundstücksgröße, Zahl der Vollge-
schosse, Katasterbezeichnung, Anschrift des Eigentümers,
Wasserverbrauchsdaten.

§ 14

Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
(a)entgegen § 11 dieser Satzung die für die Beitragsbe-

rechnung erforderlichen Auskünfte nicht erteilt oder
nicht duldet, dass Beauftragte des Eigenbetriebes das
Grundstück betreten, um die Bemessungsgrundlagen
festzustellen oder zu prüfen,

(b)entgegen § 12 seinen Anzeigepflichten nicht oder
nicht rechtzeitig nachkommt.

(2) Ordnungswidrigkeiten nach Abs. 1 können mit einer
Geldbuße von mindestens 5,00 und höchstens 1.000
EUR geahndet werden.

§ 15

Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in
Kraft.

Panketal, den 04.10.2013

in Vertretung

gez.
Stefan Kadatz 
stellv. Bürgermeister

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Satzung über die Erhebung von Beiträgen für
die öffentliche Anlage zur zentralen Schmutzwasserbeseiti-
gung des Eigenbetriebes Kommunalservice Panketal vom
23.09.2013, beschlossen in der Fortführungssitzung vom
24.09.2013, wird gemäß § 1 Abs. 1 und 2 Bbg BekanntmV in
Verbindung mit § 15 der Panketaler Hauptsatzung im Amts-
blatt für die Gemeinde Panketal vom 31.10.2013 (Nr. 10) öf-
fentlich bekannt gemacht. Die Satzung tritt am Tage nach ih-
rer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

Panketal, den 04.10.2013

in Vertretung
gez.
Stefan Kadatz
stellv. Bürgermeister 
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Amtliche Bekanntmachung

Die Gemeindevertretung Panketal hat auf ihrer 62. öffentli-
chen Sitzung am 23. September 2013 und in der Fortfüh-
rungssitzung am 24. September 2013 folgende Beschlüsse
gefasst:

Beschluss P V 49/2012/7 

Buskonzept Panketal - Ahrensfelde – Berlin ab August

2014

Die Gemeindevertretung bekräftigt ihren Beschluss P V
49/2012/2 vom 27.05.2013 

Die Gemeindevertretung beschließt die Anschubfinanzierung
für ein neues Buskonzept für den Raum Panketal – Ahrensfel-
de – Bernau unter folgenden Bedingungen:

1. Die Taktzeiten der Linie 893 von montags bis freitags sind
bis 22.30 Uhr auszuweiten.

2. Eine Weiterführung der Anschubfinanzierung über die
zwei Jahre hinaus wird nicht erfolgen.

3. Es erfolgt nach einem Jahr eine Evaluierung des Linien-
konzeptes durch den Landkreis unter Einbeziehung der
Stadt Bernau und der Gemeinde Panketal unter Berück-
sichtigung der Erkenntnisse aus dem geänderten Betrieb,
der Erreichbarkeit der Schule und der folgenden Punkte:
a) Die Linie 900 aus Panketal Ost (Musiker und Harzer

Viertel, Gehrenberge, Schulkomplex Schwanebeck)
wird bis zum Helios Klinikum und bis zum S-Bahnhof
Buch verlängert.

b) Der Bedarf der bisherigen Buslinie 891 von Ho-
brechtsfelde/ Besucherzentrum über das Senioren-
heim in der Schönower Straße, Schul-Campus Zeper-
nick bis zum S-Bahnhof Zepernick wird mit behinder-
tengerechtem Kleinbus und Fahrplananpassungen an
die Schichtenwechsel des Seniorenheimes überprüft.

c) Die Linie 867 wird durch Direktverbindung vom Musi-
ker und Harzer Viertel und Gehrenberge zum S-Bahn-
hof Zepernick geführt.

und sieht momentan keinen weiteren Änderungsbedarf am
Buskonzept.

Beschluss P V 14/2013/1

Sanierungsplanung Schönower Str. 14 – 16, OT Zepernick

Die Gemeindevertretung beschließt die Umsetzung der erfor-
derlichen Maßnahmen für die Grundstücksentwässerung und
die Sanierung der Feuchteschäden am Elisenhaus, am Tor-
haus und an der Villa am Objekt Schönower Straße 14 – 16
gemäß der vorliegenden Planung. Die erforderlichen Mittel
werden durch Aufhebung der Sperre im Produktkonto in
522010.785308 in Höhe von 425.000 Euro für dieses Jahr und
mit 548.000 Euro in der Haushaltsplanung 2014 bereitgestellt.
Damit belaufen sich die Gesamtkosten der Maßnahme derzeit
auf ca. 973.000 Euro.
Der Bürgermeister wird ermächtigt, die erforderlichen Aufträge
für Planung und Bau auszulösen.

Beschluss P V 20/2013/3 

Aufnahme konkreter Verhandlungen mit dem Landkreis

bezüglich der Abgabe der Trägerschaft für den Schulkom-

plex Schwanebeck und grundsätzliche Entscheidung über

den zukünftigen Schultyp am Schulkomplex

Die Gemeinde Panketal behält die Grundschule und die Ober-
schule Schwanebeck und entwickelt den Standort Schulkom-
plex Schwanebeck in Eigenregie zügig weiter.

Die Gemeindevertretung bekennt sich zur Zweizügigkeit der
Grundschule Schwanebeck. Die Haushaltssperre – vgl. P MV
30/2012/4 des Kämmerers – wird aufgehoben.

Die Gemeindevertretung empfiehlt die Errichtung einer Ober-
schule mit integrierter  Grundschule.

Beschluss P V 63/2013

Personalplanung 2014

Die Gemeindevertretung beschließt, dass zur Entlastung ein-
zelner Bereiche der Verwaltung bzw. Verbesserung der Quali-
tät der Aufgabenerledigung folgende Stellen im Stellenplan
2014 ausgewiesen werden sollen:

1. FB I: Eine Stelle als Sachbearbeiter Gebäude- und Lie-
genschaftsverwaltung/Grünflächen – EG 9, Vollzeit

2. FB I: Beibehaltung befristet für 2 Jahre der 2. Stellen
Hochbauingenieur – EG 10, Vollzeit

3. FB I – Betriebshof: Zwei Stellen als Betriebshof-Mitarbei-
ter – EG 3, Vollzeit

4. FB II: Beibehaltung der 2. Stelle Sachbearbeiter im Voll-
streckungsdienst auf Dauer – EG 6, Vollzeit.

Beschluss P V 86/2012/1

1. Änderung B-Plan Nr. 3 „Hochstraße“: Änderung Pla-

nungsziele, OT Schwanebeck

Die mit Beschluss P V 86/2012 beschlossenen Planungsziele
der 1. Änderung des B-Planes Nr. 3 „Hochstraße“, OT Schwa-
nebeck werden wie folgt angepasst:

1. Änderung des Planungszieles „Neuordnung der inneren
Erschließung nach Maßgabe der A-Variante (zweite
Stichstraße zur Hochstraße), die Fahrbahnen werden
mindestens 7 m breit als Mischverkehrsfläche ausge-
baut“ durch die Formulierung: Neuordnung der inneren
Erschließung nach Maßgabe der U-Variante als Misch-
verkehrsfläche mit einer Trassenbreite von 12 m.

2. ersatzloser Wegfall des Planungszieles: „Wohngebäude-
wärmeversorgung über zentrales Nahwärmenetz“.

Eventuelle Käufer werden im Vorfeld darauf hingewiesen,
dass sich das Baugebiet  in der Nähe der ehemaligen Müllde-
ponie befindet und somit in einer  Deponierandzone.

Beschluss P V 86/2012/2 

1. Änderung B-Plan Nr. 3 „Hochstraße“: Bestätigung Vor-

entwurf, Stand 08/2013 und Durchführung der frühzeitigen

Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung, OT Schwane-

beck

1. Die Gemeindevertretung stimmt dem Vorentwurf der
1. Änderung des B-Planes Nr. 3 „Hochstraße“, Planstand
08/2013 und zugehöriger Begründung mit Umweltbericht,
Planstand 08/2013 zu.

2. Der Vorentwurf des B-Planes Nr. 3 „Hochstraße“ und zu-
gehörige Begründung mit Umweltbericht sowie bereits
vorliegende umweltrelevante Stellungnahmen sind im
Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeits- und Behörden-
beteiligung öffentlich auszulegen.

3. Es erfolgt die Festsetzung im B-Plan, dass auch Flach-
dächer zugelassen sind.

4. Die im Beschluss P V 86/2012/1 beschlossen Änderun-
gen sind in den B-Plan einzuarbeiten.

5. Es ist zu prüfen, in wie weit auf den einzelnen Grundstü-
cken das anfallende Regenwasser unter Nutzung aller
technischen Möglichkeiten zurückzuhalten ist.
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Beschlüsse, die in der Fortführungssitzung am 24. Sep-

tember 2013 gefasst wurden:

Beschluss P V 59/2008/3 

Lärmaktionsplan Panketal, 2. Stufe

Die Gemeindevertretung beschließt die Aufstellung der 2. Stu-
fe des Lärmaktionsplanes gem. § 47 d Bundesimmissions-
schutzgesetz (BImSchG) für das Gemeindegebiet Panketal.

Der Bürgermeister wird beauftragt, einen entsprechenden Auf-
trag auszulösen.

Beschluss P V 64/2013

Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Benut-

zung der öffentlichen Einrichtung zur dezentralen

Schmutzwasserbeseitigung des Eigenbetriebes Kommu-

nalservice Panketal – Gebührensatzung dezentral – 

Der Eigenbetrieb wird beauftragt, die Satzung über die Erhe-
bung von Gebühren für die Benutzung der öffentlichen Einrich-
tung zur dezentralen Schmutzwasser-beseitigung des Eigen-
betriebes Kommunalservice Panketal – Gebührensatzung de-
zentral – insoweit neu zu fassen, als dass ab 01.01.2014 kei-
ne Grundgebühr mehr erhoben wird.

Beschluss P V 44/2013/1

Satzung über die Erhebung von Beiträgen für die öffentli-

che Anlage zur zentralen Schmutzwasserbeseitigung des

Eigenbetriebes Kommunalservice Panketal 

Die Gemeindevertretung beschließt die Satzung über die Er-
hebung von Beiträgen für die öffentliche Anlage zur zentralen
Schmutzwasserbeseitigung des Eigenbetriebes Kommunal-
service Panketal.

Beschluss P A 117/2010/13

B-Plan Nr. 19 P „Versorgungsgebiet Bucher Chaussee“/

Schaffung von Wohnraum (altersgerechte und Singlewoh-

nungen)

Die Gemeindevertretung begrüßt die Schaffung von altersge-
rechten und Singlewohnungen im B-Plangebiet „Versorgungs-
gebiet Bucher Chaussee“ im OT Schwanebeck.
Die Verwaltung wird beauftragt, ein Änderungsverfahren für
den B-Plan Nr. 19 P zu prüfen und den entsprechenden Auf-
stellungsbeschluss der Gemeindevertretung vorzulegen.

Beschluss P A 65/2013

Ausstattung von ausgewählten Haltestellen der BBG mit

Fahrgastunterständen

Die Gemeindevertretung beschließt, ausgewählte Haltestelle
im Bereich Panktal mit Fahrgastunterständen auszustatten:
– Alt Zepernick 4 bei Bäckerei Sternsdorf
– beidseitig Schönower Straße in Höhe der Kirche St. Annen
– Dorfstraße 14 ff, Schulstandort Schwanebeck 

In nicht öffentlicher Sitzung:

Beschluss P V 59/2013

Planung zur Erneuerung der Trinkwasserleitung in der

Triftstraße in 16341 Panketal 

Beschluss P V 60/2013

Planung zur Erneuerung der Trinkwasserleitung in der

Mozart-, Bach-, Beethoven- und Lisztstraße in 16341 Pan-

ketal 

Amtliche Bekanntmachung 

der Gemeinde Panketal

Der Hauptausschuss der Gemeinde Panketal hat auf der

Sitzung am 19.09.2013 folgenden Beschluss gefasst:

Beschluss Nr. P V 79/2008/10

Annahme von Geld- und Sachspenden 2013

Der Hauptausschuss stimmt der Annahme folgender Spende
zu:

Sachspenden 2012:

12.870,00 Euro Intel GmbH für 30 Notebooks in der Grund-
schule Zepernick

Öffentliche Bekanntmachung

Am 25. Mai 2014  finden die landesweiten Kommunalwahlen
statt. Mit Ablauf der bestehenden Wahlperiode ist ein neuer
Wahlausschuss zu bilden. Der Wahlausschuss besteht aus
dem Wahlleiter, seinem Stellvertreter und fünf Beisitzern. Der
Wahlausschuss ist u. a. für die Zulassung der Wahlvorschläge
sowie die Feststellung des Wahlergebnisses zuständig.

Die im Wahlgebiet vertretenen Parteien, politischen Vereini-
gungen und Wählergruppen werden hiermit aufgefordert, bis
zum 15. Dezember 2013 wahlberechtigte Personen des Wahl-
gebietes als Beisitzer im Wahlausschuss vorzuschlagen.

Gem. § 83 (5) Brandenburg. Kommunalwahlgesetz darf nie-
mand in mehr als einem Wahlorgan Mitglied sein. Wahlorgane
im Sinne des Gesetzes sind der Wahlleiter, der Wahlaus-
schuss, der Wahlvorsteher und der Wahlvorstand für jeden
Wahlbezirk.

Die Übernahme einer ehrenamtlichen Tätigkeit dürfen gem.
§ 83 (5) Brandenburg. Kommunalwahlgesetz folgende Perso-
nen ablehnen:
a) die Mitglieder des Europäischen Parlaments, des Deut-

schen Bundestages, des Landtages, der Bundesregierung
und der Landesregierung,

b) die im öffentlichen Dienst Beschäftigten, die amtlich mit
dem Vollzug der Wahl oder mit der Aufrechterhaltung der
öffentlichen Sicherheit und Ordnung beauftragt sind,

c) wahlberechtigte Personen, die das sechzigste Lebensjahr
vollendet haben,

d) wahlberechtigte Personen, die glaubhaft machen, dass ih-
nen die Fürsorge für ihre Familie die Ausübung des Amtes
in besonderem Maße erschwert,

e) wahlberechtigte Personen, die glaubhaft machen, dass sie
aus dringenden Gründen oder wegen einer Krankheit oder
wegen einer Behinderung nicht in der Lage sind, das Amt
ordnungsgemäß zu führen.

Bei der Berufung der Beisitzer sollen die im Wahlgebiet vertre-
tenen Parteien, politischen Vereinigungen und Wählergruppen
in der Regel in der Reihenfolge der Stimmenzahlen berück-
sichtigt werden, die sie bei der letzten Wahl der Vertretung er-
halten haben.

Vorschläge sind in o. g. Frist schriftlich bei der Wahlleiterin der
Gemeinde Panketal, Cassandra Lehnert, Schönower Straße
105, 16341 Panketal, E-Mail: c.lehnert@panketal.de, FAX:
030/94511299, Telefon: 030/94511173 einzureichen.
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Werden von den Parteien, politischen Vereinigungen und
Wählergruppen nicht genügend wahlberechtigte Personen als
Beisitzer vorgeschlagen, so beruft der Wahlleiter die weiteren
Beisitzer nach seinem Ermessen (§ 3 Abs. 3 Brandenburgi-
sche Kommunalwahlordnung) 

Cassandra Lehnert
Wahlleiterin 

Bekanntmachung

Frau Britta Stark hat am 24.09.2013 schriftlich erklärt, dass sie
mit Wirkung zum 31.10.2013 auf ihr Mandat in der Gemeinde-
vertretung Panketal verzichtet.

Gem. § 60 Abs. 3 Brandenburgisches Wahlgesetz geht der
Sitz auf die in der Reihenfolge erste Ersatzperson des Wahl-
vorschlages über.

Gem. § 81 Abs. 1 Brbg. Kommunalwahlverordnung stelle ich
hiermit fest, dass der Sitz auf Herrn Maximilian Wonke über-
geht.

Cassandra Lehnert 
Wahlleiterin 

Bekanntmachung

Frau Britta Stark hat schriftlich erklärt, dass Sie mit Wirkung
zum 31.10.2013 auf ihr Mandat im Ortsbeirat Zepernick ver-
zichtet.
Gem. § 60 Abs. 3 Brandenburgisches Kommunalwahlgesetz
geht der Sitz im Ortsbeirat Zepernick auf die in der Reihenfol-
ge nächste Ersatzperson des Wahlvorschlages über.

Ich stelle hiermit fest, dass gem. § 80 Abs. 1 Brbg. Kommunal-
wahlverordnung der Sitz auf Herrn Burkhard Thoma-

schewski übergeht.

Cassandra Lehnert
Wahlleiterin 

Bekanntmachung über die Durchführung

der Frühzeitigen Öffentlichkeits- und 

Behördenbeteiligung Vorentwurf

Neuaufstellung Bebauungsplan

„Hochstraße“, OT Schwanebeck

Die Gemeindevertretung hat am 23.09.2013 in öffentlicher Sit-
zung den Vorentwurf der Neuaufstellung des Bebauungspla-
nes „Hochstraße“, Planstand 08/2013 und zugehörige Begrün-
dung, Planstand 08/2013 mit Änderungen gebilligt und zur
Durchführung der Frühzeitigen Öffentlichkeits- und Behörden-
beteiligung gemäß §§ 3 und 4 BauGB bestimmt.

Wesentliche Planungsziele sind die Schaffung von Wohnbau-
flächen für eine Einzelhausbebauung auf Grundstücken mit
mindestens 700 m2 Grundfläche sowie Regelungen zur inne-
ren Erschließung und Fragen der Regenwasserbehandlung.

Der beigefügte Planaus-
schnitt ist maßgebend
für die Lage des Bebau-
ungsplangebietes.
Der Vorentwurf des Be-
bauungsplanes wird in
der Zeit vom 15.11.2013

bis einschließlich

16.12.2013 bei der Ge-
meinde Panketal, Schö-
nower Str. 105 in 16341
Panketal, Raum 110
während folgender Zei-
ten:

Montag

von 09.00 Uhr bis 12.00 Uhr
Dienstag

von 09.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 14.00 Uhr bis 18.30 Uhr
Mittwoch

von 09.00 Uhr bis 12.00 Uhr 
Donnerstag

von 09.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 14.00 Uhr bis 17.00 Uhr
Freitag

von 09.00 Uhr bis 12.00 Uhr

zu jedermanns Einsicht öffentlich ausgelegt. Die Planunterla-
gen sind ebenfalls auf der Internetseite der Gemeinde Panke-
tal unter www.panketal.de einsehbar.

Während der Auslegungsfrist kann jedermann Stellungnah-
men zu dem Vorentwurf schriftlich oder während der genann-
ten Zeiten zur Niederschrift bei der Gemeinde Panketal, Schö-
nower Str. 105 in 16341 Panketal, Raum 110 abgeben.

15.10.2013

Fornell 
Bürgermeister

Bekanntmachung

über das Widerspruchsrecht nach § 18

Abs. 7 des Melderechtsrahmengesetzes

„Widerspruch gegen die Übermittlung von

Meldedaten an das Bundesamt für 

Wehrverwaltung“

Nach § 54 des Wehrpflichtgesetzes können sich Frauen und
Männer, die Deutsche im Sinne des Grundgesetzes sind, ver-
pflichten, freiwilligen Wehrdienst zu leisten, sofern sie hierfür
tauglich sind.

Zum Zweck der Übersendung von Informationsmaterial über-
mitteln die Meldebehörden dem Bundesamt für Wehrverwal-
tung aufgrund § 58 Absatz 1 des Wehrpflichtgesetzes jährlich
bis zum 31. März folgende Daten zu Personen mit deutscher
Staatsangehörigkeit, die im nächsten Jahr volljährig werden:
1. Familienname,
2. Vornamen,
3. gegenwärtige Anschrift.
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Die Datenübermittlung unterbleibt, wenn die Betroffenen ihr
nach § 18 Absatz 7 des Melderechtsrahmengesetzes wider-
sprochen haben.

Nach § 18 des Melderechtsrahmengesetzes ist eine Daten-
übermittlung nach § 58 Absatz 1 des Wehrpflichtgesetzes nur
zulässig, soweit die Betroffenen nicht widersprochen haben.
Die Betroffenen sind auf ihr Widerspruchsrecht bei der Anmel-
dung und im Oktober eines jeden Jahres durch öffentliche Be-
kanntmachung
hinzuweisen.

Der Widerspruch kann bei der Meldebehörde schriftlich oder
zur Niederschrift eingelegt werden.

R. Fornell 
Bürgermeister 
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